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REPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM 

FüR SOZIALE VERWALTUNG 

dies NatJiQDahateß xv. Gcsetzgebu-b'periode 

lOlOWien,den 100 Mai 1982 
Stubenring 1 

Zl.21.891/88-3/82 
Telefon 7500 Telex 111145 oder 111780 

Auskunft 

Klappe Durchwahl 

B e a n t w 0 r tun g 

4111/AfiJ 

1982 "'05- 12 
zu /I~J3/J 

der Anfrage der Abgeordneten Dr.Marga Hubinek 
und Genossen an den Bundesminister für soziale 

Verwaltung, betreffend Krankenkassenrückver­
gütung für im Ausland durchgeführte Zahnbe­

handlungen und Zahnersätze (Nr.1833/J). 

In der Anfrage wird ausgeführt, in einem prospekt eines 

Budapester Heilbades werde u.a. damit für die Durchfüh­

rung von Zahnbehandlungen bzw. Zahnersätzen geworben, 

daß es auch dafür eine Rückvergütung seitens der sozia­

len Krankenversicherung gebe. Nun werde aber immer 

öfter darüber geklagt, daß die Qualität dieser ausländi­

schen Behandlungen sehr oft nicht dem österreichischen 

Standard entspreche, was für die soziale Krankenver­

sicherung in weiterer Folge zusätzliche Kosten dadurch 

bedeute, daß entstandene Mängel saniert werden müßten. 

Die anfragenden Abgeordneten haben in diesem Zusammen­

hang an mich folgende Fragen gerichtet: 

10 Wie beurteilen Sie den in der Anfragebegründung 

dargestellten Sachverhalt? 

2. Was gedenken Sie in diesem Zusammenhang zu unter­

nehmen, um in solchen Fällen eine zusätzliche Be­

lastung der sozialen Krankenversicherung zu ver­

hindern? 

OVR- 0017001 u. 0017019 

1776/AB XV. GP - Anfragebeantwortung (gescanntes Original) 1 von 3

www.parlament.gv.at



- 2 -

In Beantwortung dieser Anfragen beehre ich mich 

folgendes mitzuteilen: 

Zu 1 .. : 

In der Annahme, daß Anträge auf Kostenerstattungen für 

in Ungarn durchgeführte Zahnbehandlungen und Zahner­

sätze vorwiegend Lm Bereich der Wiener, Niederöster­

reichischen, Burgenländischen und Steiermärkischen Ge­

bietskrankenkasse gestellt werden würden, habe ich be­

züglich des in der Anfrage behaupteten Sachverhaltes 

Berichte dieser Krankenversicherungsträger eingeholt. 

Die Wiener Gebietskrankenkasse hat dazu mitgeteilt, daß 

der Chefzahnarzt der Kasse in der Zeit vom Oktober 1980 

bis Februar 1981 vor Entscheidung über die Gewährung 

des Kostenersatzes die erbrachten Leistungen, soweit 

sie im Inland als Vertragsleistungen gelten, vom zahn­

medizinischen Standpunkt zur Gänze überprüft habe .. Der 

Chefzahnarzt der Kasse habe dabei feststellen können, 

daß alle diese Leistungen dem zahnmedizinischen 

Standard entsprochen haben und ordnungsgemäß durchge­

führt worden sind. Da sich keine Beanstandungen im Be­

obachtungszeitraurn ergeben hätten, werde die Nachbegut­

achtung vor Anweisung des Kostenersatzes nicht mehr zur 

Gänze, jedoch überwiegend durchgeführt .. Es hätten sich 

auch weiterhin keine Beanstandungen ergeben .. 

Die Niederösterreichische Gebietskrankenkasse hat be­

richtet, daß Kostenersätze im Zusammenhang mit Zahner­

sätzen, die in Ungarn ausgeführt worden sind, bei der 

Kasse nur vereinzelt einlangten. Wegen der geringen 

Zahl der Fälle sei eine Prüfung der Qualität der Lei­

stungen nicht erfolgt, doch seien bei der Kasse diesbe­

züglich keine Beschwerden eingelangt. 

Die Burgenländische Gebietskrankenkasse führt in ihrem 

Bericht aus, daß seit Beginn dieses Jahres vier Ver­

sicherte einen Rückersatz für Wahlzahnbehandlungen in 
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Ungarn beantragt hätten6 Nach Begutachtungen hätten 

Qualitätsmängel nicht festgestellt werden können. 

Von der Steiermärkischen Gebietskrankenkasse sind 

Kostenersätze für Zahnbehandlungen in Ungarn bisher 

nicht gewährt worden. 

Unter Bedachtnahme auf die Berichte der befragten Kran­

kenversicherungsträger kann zusammenfassend festge­

stellt werden, daß bei den von den Krankenversicherungs­

trägern durchgeführten Qualitätskontrollen die in der 

Anfrage behaupteten Qualitätsmängel nicht festgestellt 

werden konnten. Allerdings ist dazu zu sagen, daß sich 

die Qualitätskontrollen der Krankenversicherungsträger 

naturgemäß nur auf diejenigen Leistungen erstrecken, 

die Gegenstand des inländischen Gesamtvertrages mit den 

Zahnbehandlern und damit Gegenstand einer Kostener­

stattung für im Ausland durchgeführte Behandlungen 

sind. 

Zu 2.: 

Wie sich aus den Berichten der befragten Krankenver­

sicherungsträger ergibt, liegt die in der Anfrage ver­

mutete zusätzliche Belastung der sozialen Krankenver­

sicherung nicht vor. Durch die von den Krankenversiche­

rungsträgern vorgenommene Qualitätsprüfung ist vorge­

sorgt, daß eine solche zusätzliche Belastung auch künf­

tig nicht eintreten wird. 

Der Bundesminister: 

~k1~' 
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